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§ 95 ThürUVollzG; 
§ 1 Thüringer Gesetz 

zur Regelung des 
Datenschutzes und 
der Videoüberwa-
chung bei Vollzug 
der Freiheitsstrafe 

und der Siche-
rungsverwahrung 
(Akteneinsichtsrecht und Aus-

kunftsanspruch des Strafgefange-
nen wegen der Begrünung der ne-
gativen Lockerungsentscheidung)

1. In Thüringen ist die rechtliche Grundlage 
für das Begehren des Strafgefangenen auf 
Akteneinsicht und Auskunft § 95 ThürUVoll-
zG i.V.m. § 1 Thüringer Gesetz zur Regelung 
des Datenschutzes und der Videoüberwa-
chung bei Vollzug der Freiheitsstrafe und 
der Sicherungsverwahrung.

2. Gem. § 95 Abs. 2 Satz 2 ThürUVollzG 
bestimmt die Anstalt oder die Aufsichts-
behörde das Verfahren, insbesondere 
die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Da der 
genaue Wortlaut der Begründung der 
Ablehnung von Vollzugslockerungen 
für die Rechtsverfolgung des Betroffe-
nen wichtig ist, genügt eine mündliche 
Mitteilung der Begründung nicht. Nach 
pflichtgemäßem Ermessen ist die Aus-
kunft vielmehr zusätzlich durch Über-
lassung einer dem Original entspre-
chenden Fotokopie zu erteilen.

3. Kosten dürfen dafür nicht erhoben 
werden, weil gem. § 95 Abs. 3 ThürU-
VollzG die Auskunft unentgeltlich ist.

4. Ein Anspruch auf Akteneinsicht be-
steht hingegen grundsätzlich nicht.

Thüringer Oberlandesgericht, Beschluss 
vom 04. März 2011 - 1 Ws 14/11

Gründe:
I.

Am 04.05.2010 stellte der Antragsteller 
Antrag auf Lockerung des Vollzugs. Am 
08.06.2010 wurden ihm nach voraus-
gegangener Lockerungskonferenz die 
seinen Antrag ablehnende Entschei-
dung und die hierfür im Wesentlichen 
maßgeblichen Gründe mündlich eröff-
net. Dabei hatte er die Möglichkeit, sich 
Notizen zu machen, nahm diese jedoch 
nicht wahr.

Im Anschluss an die mündliche Eröff-
nung erkundigte sich der Antragsteller, 
ob und inwieweit er bezüglich der ab-
lehnenden Entscheidung der Locke-
rungskonferenz einen schriftlichen Be-
scheid erhalten könne. Daraufhin wurde 
ihm mitgeteilt, dass ein Rechtsanspruch 
auf die Erteilung eines schriftlichen Be-
scheides nicht bestehe.

Noch am selben Tag stellte der Antrag-
steller schriftlich Antrag auf Aktenein-
sicht wie folgt:

„Antrag auf Akteneinsicht gemäß § 185 
StVollzG in die Stellungnahme der JVA 
T vom 8.6.2010 zum Lockerungsantrag 
H wg. Einlegung von Rechtsmitteln (zur 
Erlangung umfassenden Rechtsschut-
zes).“

Mit Vermerk des zuständigen Vollzugs-
abteilungsleiters vom 08.06.2010 wurde 
der Antrag abgelehnt und darauf ver-
wiesen, dass eine Einsichtnahme nicht 
erforderlich sei. Eine Auskunft reiche 
aus, um die Wahrnehmung seiner recht-
lichen Interessen zu gewährleisten. Der 
Vermerk wurde dem Antragsteller am 
11.06.2010 eröffnet.

Mit am 07.07.2010 beim Landgericht 
Erfurt eingegangenem Schreiben hat 

der Antragsteller gerichtliche Entschei-
dung beantragt.

Der Antragsteller hat vorgetragen, mit 
seinem Antrag vom 08.06.2010 habe 
er Akteneinsicht in den ablehnenden 
Bescheid der der JVA T vom 8.6.2010 
begehrt, um zu seinem Lockerungs-
antrag Rechtsmittel einlegen zu kön-
nen. Dies sei aber nur möglich, wenn er 
den genauen Wortlaut der Ablehnung 
des Lockerungsantrages kenne. Dies 
sei dem den Bescheid eröffnenden Be-
amten schon während der Eröffnung 
des Bescheides zur Lockerung mitge-
teilt worden. Er habe ihn dann auf den 
schriftlichen Antragsweg verwiesen. 
Die ablehnende Lockerungsentschei-
dung sei, so der Antragsteller, durch den 
für die Vollzugsabteilung zuständigen 
Psychologen erarbeitet worden. Diese 
sei offensichtlich sehr umfangreich.

Der Antragsteller hat in erster Instanz 
beantragt,

die am 11.06.2010 gegen ihn verfüg-
te Ablehnung der Akteneinsicht in die 
Stellungnahme der JVA T zur Ablehnung 
seines Antrags auf Lockerung des Voll-
zugs aufzuheben

und

den Antragsgegner zu verpflichten, ihm 
– dem Antragssteller – Einsicht in die 
Begründung der Ablehnung der Justiz-
vollzugsanstalt T zu gewähren und ihm 
eine schriftliche Kopie der Begründung 
der Ablehnung auszuhändigen.

Der Antragsgegner hat beantragt, 

die Anträge zurückzuweisen.

Mit Beschluss vom 11.11.2010 hat die 
Strafvollstreckungskammer des Land-
gerichts Erfurt dem Antrag stattgege-
ben und den Antragsgegner verpflich-
tet, dem Antragsteller Akteneinsicht in 
die Begründung der JVA T zur Ableh-
nung seines Antrages auf Lockerung 
des Vollzugs vom 04.05.2010 zu gewäh-
ren und ihm gegen Ersatz der Auslagen 
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eine Kopie der Begründung der Ableh-
nung zur Verfügung zu stellen.

Gegen diesen ihm am 16.11.2010 zu-
gestellten Beschluss hat der Leiter der 
JVA T am 15.12.2010 Rechtsbeschwerde 
eingelegt und diese mit den näher aus-
geführten Rügen der Verletzung formel-
len und materiellen Rechts begründet.

In formeller Hinsicht beanstandet er, 
dass das Landgericht das erstinstanz-
liche Vorbringen des Antragsgegners 
in dem angefochtenen Beschluss nicht 
vollständig wiedergegeben und sich 
mit diesem auch nicht auseinanderge-
setzt habe. Ferner sei die tenorierte Ver-
pflichtung nicht hinreichend bestimmt.

Das im Rechtsbeschwerdeverfahren be-
teiligte Thüringer Justizministerium hat 
von einer Stellungnahme abgesehen.

Der Antragsgegner beantragt,

die Entscheidung des Landgerichts Er-
furt vom 11.11.2010 aufzuheben.

Der Antragsteller beantragt der Sache 
nach,

die Rechtsbeschwerde zu verwerfen.

II.

Die Rechtsbeschwerde ist statthaft, 
denn es ist geboten, den angefochtenen 
Beschluss zur Fortbildung des Rechts 
nachzuprüfen (§ 116 Abs. 1 StVollzG). 
Sie ist auch im Übrigen zulässig.

In der Sache hat die Rechtsbeschwerde 
teilweise Erfolg.

Die Verfahrensrügen des Antragsgeg-
ners dringen nicht durch.

Die Rüge der Versagung des rechtli-
chen Gehörs ist bereits nicht zulässig 
erhoben, denn der Antragsgegner legt 
nicht dar, welchen Inhalts sein Vorbrin-
gen in der ersten Instanz gewesen sei, 
das das Landgericht angeblich nicht 
berücksichtigt habe, und dass dieses 

Vorbringen entscheidungserheblich 
gewesen sei.

Auch die Rüge der Unbestimmtheit der 
tenorierten Verpflichtung ist erfolglos. 
Dem Tenor lässt sich entnehmen, dass 
der Antragsgegner Einsicht in die schrift-
liche Begründung der Entscheidung 
über den Antrag des Antragstellers auf 
Gewährung von Vollzugslockerungen 
vom 04.05.2010 zu gewähren hat und 
dem Antragsteller gegen Kostenersatz 
eine Fotokopie dieser Begründung zur 
Verfügung zu stellen hat.

Die Sachrüge führt zur teilweisen Ab-
änderung der angefochtenen Entschei-
dung. Da die Sache spruchreif ist, kann 
der Senat selbst entscheiden (§ 119 Abs. 
4 Satz 2 StVollzG).

Der Antragsgegner ist im konkreten Fall 
nicht zur Gewährung von Einsicht in die 
Gefangenenpersonalakte verpflichtet, 
sondern er hat dem Antragsteller unent-
geltlich eine Fotokopie der Begründung 
der ablehnenden Lockerungsentschei-
dung vom 08.06.2010 auszuhändigen.

Das Landgericht hat die rechtliche 
Grundlage für das Begehren des An-
tragstellers zu Recht in § 95 ThürUVollzG 
i.V.m. § 1 Thüringer Gesetz zur Regelung 
des Datenschutzes und der Videoüber-
wachung bei Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der Sicherungsverwahrung gese-
hen.

Nach § 95 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ThürUVollzG 
erteilt die Vollzugsanstalt dem Betrof-
fenen auf Antrag Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten. Bei 
der Begründung der den Antragsteller 
betreffenden Lockerungsentscheidung 
handelt es sich um derartige Daten (vgl. 
§ 3 Abs. 1 BDSG).

Gem. § 95 Abs. 2 Satz 2 ThürUVollzG 
bestimmt die Anstalt oder die Aufsichts-
behörde das Verfahren, insbesondere 
die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Da der 
genaue Wortlaut der Begründung der 
Ablehnung von Vollzugslockerungen 

für die Rechtsverfolgung des Betroffe-
nen wichtig ist, genügt eine mündliche 
Mitteilung der Begründung nicht. Nach 
pflichtgemäßem Ermessen ist die Aus-
kunft vielmehr zusätzlich durch Über-
lassung einer dem Original entspre-
chenden Fotokopie zu erteilen.

Kosten dürfen dafür nicht erhoben wer-
den, weil gem. § 95 Abs. 3 ThürUVollzG 
die Auskunft unentgeltlich ist.

Ein Ausschlussgrund, der die Vollzugs-
anstalt zur Verweigerung berechtigt 
(§ 95 Abs. 5 ThürUVollzG) wird von dem 
Antragsgegner nicht geltend gemacht, 
und es ist auch kein Ausschlussgrund 
ersichtlich.

Ein Anspruch auf Akteneinsicht besteht 
hingegen nicht. Ein solcher Anspruch 
ist gem. § 95 Abs. 8 ThürUVollzG nur 
gegeben, soweit die Auskunft für die 
Wahrnehmung der rechtlichen Inter-
essen des Gefangenen nicht ausreicht 
und er hierfür auf die Einsichtnahme an-
gewiesen ist. Der Inhalt und die Art der 
zu erteilenden Auskunft durch Überlas-
sung einer Fotokopie der Begründung 
der Lockerungsentscheidung genügen 
dem Interesse des Antragstellers an 
genauer Kenntnis der maßgeblichen 
Gründe der negativen Lockerungsent-
scheidung vollauf, sodass es der Akten-
einsicht nicht bedarf. 


